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Werner Kaltefleiter

Oppositionsstrategie im parlamentarischen System
Regierung und Opposition im parlamentarischen System

Demokratie lebt vom Wechsel der Parteien. 
Die Regierung, die aus einer Mehrheitsbil-
dung in den Wahlen hervorgeht, hat die un-
eingeschränkte Legitimation, das Land für die 
folgende Legislaturperiode nach ihren Vor-
stellungen zu gestalten. Sie kann ohne Rück-
sicht auf Veränderungen in der Präferenz-
struktur der Wählerschaft für die Zeit ihres 
Mandates regieren — freilich wird sie stets 
die Wirkungen ihres Handelns auf die Präfe-
renzstruktur der Wählerschaft am Ende der 
Legislaturperiode berücksichtigen, da ihr pri-
märes Interesse die Wiederwahl ist. Sie anti-
zipiert die Reaktionen der Wählerschaft. Dar-
in liegt ein wesentlicher Kontrollmechanis-
mus des parlamentarischen Systems.

Die Opposition spielt in diesem System die 
Rolle der Regierung von morgen; von ihr 
wird alternative Führung erwartet. Sie kann 
die Regierung grundsätzlich nicht hindern, et-
was zu tun oder zu lassen. Sie kann die Re-
gierung allein fürchten lassen, die nächsten 
Wahlen zu verlieren. Erst die Opposition 
macht die Kontrolle durch die antizipierten 
Reaktionen der Wählerschaft effektiv. Ziel 
der Auseinandersetzungen zwischen Regie-
rung und Opposition sind somit die Verände-
rungen in der Präferenzstruktur der Wähler-
schaft zur nächsten Wahl. Die Regierung 
durch ihr Handeln, die Opposition durch ihre 
Alternativpositionen werben um das Vertrau-
en der Wählerschaft. In diesem Sinne beginnt 
jeder Wahlkampf am Tage nach der letzten 
Wahl.
Die Verwirklichung dieses einfachen Modells 
demokratischer und das heißt alternieren-
der Regierungsweise hängt zunächst von 
der Struktur des Parteiensystems ab: Nur 
bei einem weitgehend symmetrischen Par-
teiensystem besteht eine reale Chance des 
Machtwechsels, die die zentrale Vorausset-
zung des Systems ist. Symmetrisches Par-
teiensystem heißt, daß Regierung und Op-
position, ganz gleich, ob sie nun aus jeweils

Bei dieser Darstellung handelt es sich um den ge-
ring lügig gekürzten Text einer Vorlesung an der 
Funkuniversität des RIAS Berlin, die am 14. Mai 
1973 gesendet wurde.

einer oder mehreren, allerdings miteinan-
der verbundenen Parteien bestehen, nicht 
weiter in der Präferenz der Bevölkerung aus-
einanderliegen, als daß ein Wechsel in der 
nächsten Wahl realistischerweise erwartet 
werden kann. Die Erfahrungen in modernen 
Industriegesellschaften zeigen, daß ein Netto-
wechsel von 5 °/o zwischen Regierung und Op-
position zwischen zwei Wahlen das Maxium 
dessen ist, was realistischerweise zu erwarten 
ist.
Größere Wählerbewegungen sind nur In kri-
senhaften Ausnahmefällen zu beobachten.

Ernst Nolte:
über das Verhältnis von „bürger- 
licher“ und „marxistischer'' Ge-
schichtswissenschaft ...................   S. 10

Das bedeutet z. B., daß von 1953 bis 1965, als 
der Abstand zwischen CDU/CSU und SPD 
weit größer als 5 °/o war, die Chance des 
Machtwechsels in der Bundesrepublik einge-
schränkt war. Das Parteiensystem war asym-
metrisch. Die Folge war einerseits eine wach-
sende Innovationsunfähigkeit der Regierung, 
die nicht mehr zu fürchten brauchte, die 
nächsten Wahlen zu verlieren, und zugleich 
ein wachsender Verzicht der Opposition auf 
die Präsentation von Alternativen. Herbert 
Wehners Strategie der 60er Jahre, das, was 
man die Strategie der Umarmung genannt 
hatte, bestand darin, die SPD über den Weg 
des partiellen Verzichtes auf Opposition 
durch Mitregieren zur Regierungsführung zu 
bringen. Sie folgte aus der Asymmetrie des 
Parteiensystems jener Zeit.

Verzichtet die Opposition in einer solchen Si-
tuation aus naheliegenden taktischen Grün-
den auf die Präsentation von Alternativen, so 
verliert das Parteiensystem insgesamt seine 
Integrationskraft. Die Erfolge der NPD von 
1966 bis 1969 wie die Aktivitäten der APO im 
gleichen Zeitraum waren unmittelbar Folge 
dieses gestörten Spannungsverhältnisses zwi-
schen Regierung und Opposition. Die Opposi-
tion ist die institutionalisierte Hoffnung der 
Unzufriedenen. Paßt sie sich an, erhöht sich 



die Wahrscheinlichkeit, daß die Unzufriede-
nen von Gruppen außerhalb des Systems an-
gesprochen werden.

Eng mit der Voraussetzung eines symmetri-
schen Parteiensystems verbunden ist die der 
Existenz der Gruppe potentieller Wechsel-
wähler. Nur wenn es eine genügend große 
Gruppe von Wählern, ca. 30 °/o, gibt, die nicht 
fest an eine Partei gebunden ist, sondern — 
aus welchen Gründen auch immer — im Zeit-
ablauf ihre Parteipräferenz wechselt, kann 
das Wechselspiel zwischen Regierung und 
Opposition funktionieren. Das bedeutet, daß 
die Anhängerschaft von Regierung und Oppo-
sition nicht durch antagonistische Konflikte 
voneinander getrennt sein darf. In modernen 
Industriegesellschaften, in der Bundesrepublik 
seit etwa Ende der 50er Jahre, ist diese Vor-
aussetzung erfüllt. Sie fehlt jedoch häufig in 
den Entwicklungsländern.

Ebenso wichtig wie diese sozialstrukturelle 
Voraussetzung ist eine mehr verfassungs-
rechtliche: die Umsetzung der Wählerbewe-
gung in Mandatsveränderungen durch das 
Wahlsystem. Die beiden Grundtypen der

Wahlsysteme, Mehrheitswahl und Verhältnis-
wahl, haben hierbei sehr unterschiedliche 
Wirkungen: Die Verhältniswahl bewirkt eine 
proportionale Umsetzung von Wählerbewe-
gungen in Mandatsveränderungen, die Mehr-
heitswahl überproportionale Mandatsverän-
derungen. Bei einem symmetrischen Par-
teiensystem führt dementsprechend die Ver-
hältniswahl — wie das in der Bundesrepu-
blik im Jahre 1972 deutlich wurde — zu 
einer Lähmung der parlamentarischen Arbeit, 
während bei Mehrheitswahl auch ein geringer 
Stimmenvorsprung zu einer für eine Regie-
rungsfähigkeit ausreichenden Parlaments-
mehrheit führt und zugleich geringe Stimmen-
gewinne der Opposition eine entsprechend re-
gierungsfähige Mehrheit bringen. Die Mehr-
heitswahl erhöht somit die Wahrscheinlich-
keit der Regierungsfähigkeit wie des Macht-
wechsels. Das gilt in ähnlicher Form für ver-
schiedene Modifikationen der beiden Grund-
typen, die aufgrund ergänzender Anforderun-
gen entwickelt werden können. Aus diesem 
Grunde ist die Mehrheitswahl ein integrierter 
Bestandteil der Theorie parlamentarischer al-
ternierender Regierungsweise.

Wettbewerbsvorteile einer Regierung

Aber auch, wenn diese grundlegenden Vor-
aussetzungen für das demokratische Modell } 
erfüllt sind, d. h., wenn ein symmetrisches : 
Parteiensystem auf der Grundlage einer nicht 
antagonistisch gespaltenen Wählerschaft be- ' 
steht, ergeben sich in der Verfassungswirk- < 
lichkeit Asymmetrien, die die Regierung . 
tendentiell bevorzugen. Hier ist zunächst der -
doppelte Amtsbonus zu nennen. Er besteht ei-
nerseits darin, daß jede Regierung davon pro- , 
fitiert, daß in der Wählerschaft die Zustim- : 
mung zu dem politischen Personal der Regie- 1 
rung mit dem Respekt vor den Ämtern zusam- : 
menfließt. Die Entwicklung der Einschätzung , 
von Willy Brandt in der deutschen Wähler- j 
schäft hat die Bedeutung dieses Amtsbonus , 
deutlich gezeigt. Brandt war zehn Jahre Kanz- < 
lerkandidat in der deutschen Politik. Er stand ] 
in dieser Zeit drei CDU-Bundeskanzlern ge < 
genüber, 1961 Adenauer, 1965 Erhard und , 
1969 Kiesinger. Er gewann in dieser Zeit nie < 
mehr als eine Zustimmung von etwa 20 °/o. 1

Unmittelbar nach seiner Wahl zum Bundes-
kanzler im Winter 1969 stieg diese Zustim-
mung auf über 40 °/o an. Das legt die Hypo-
these nahe, daß man den Amtsbonus in der 
Zustimmung zu Bundeskanzlern in der Bun-
desrepublik auf nahezu 20 °/o quantifizieren 
kann.
Ein weiterer Aspekt dieses Amtsbonus be-
steht in der gouvernementalen Orientierung 
der veröffentlichten Meinung. Was die Regie-
rung tut, sind Nachrichten, was die Opposi-
tion sagt, Meinungen. Nach dieser einfachen 
Faustregel läßt sich das Selektionssystem zu-
sammenfassen, das bei der Aufbereitung von 
Nachrichten in den wichtigsten Massenmedi-
en offensichtlich besteht. Verschiedene Unter-
suchungen zu unterschiedlichen Zeitpunkten 
haben z. B. ergeben, daß in den Nachrichten-
sendungen der beiden deutschen Fernsehpro-
gramme stets ein Übergewicht der Regierung 
gegenüber der Opposition von ca. 3 bis 4 : 1 
besteht.



Dieser doppelte Amtsbonus beeinträchtigt die 
Chance des Machtwechsels. Das gilt generell 
und nicht nur für die Bundesrepublik. Diese 
Einsicht leitete z. B. George Washington, als 
er als erster Präsident der Vereinigten Staa-
ten nach zwei Amtsperioden auf eine erneute 
Wiederwahl verzichtete, um damit einen Prä-
zedenzfall für alle zukünftigen Präsidenten der 
USA zu schaffen. Bis zum Zweiten Weltkrieg 
wirkte dieses Vorbild als eine verfassungspo-
litische Tradition nach, bis sich Roosevelt in 
der Ausnahmesituation des Krieges 1940 und 
1944 zum dritten und vierten Male wieder-
wählen ließ. Gerade aber die unter Roosevelt 
bestätigte Beeinträchtigung der Chance des 
Machtwechsels durch den Amtsbonus war 
wesentliche Ursache für die Verfassungsände-
rung, die die Amtszeit eines amerikanischen 
Präsidenten auf maximal zwei Wahlperioden 
begrenzt. Nach dieser Zeit sollte der Amtsbp-
nus ausgesetzt und spätestens wieder Chan-
cengleichheit bestehen. Der regelmäßige 
Wechsel, z. B. in Großbritannien — mit einer 
Ausnahme bislang stets nach spätestens zwei 
Legislaturperioden —, zeigt jedoch auch, daß 
der Amtsbonus den Wechsel zwar erschwe-
ren, ihn aber nicht verhindern kann, wenn die 
übrigen Voraussetzungen erfüllt sind.
In diesem Rahmen hängt eine reale Chance 
des Machtwechsels wesentlich davon ab, ob 
die Opposition ihre Funktionen wirksam er-
füllt. Die Oppositionsrolle ist der systemim-
manente Jungbrunnen einer politischen Par-
tei. Sie erhält die Oppositionsrolle zugewie-
sen, wenn sie weniger glaubhaft als ihre Kon-
kurrenz personelle und inhaltliche Gestal-
tungsvorschläge präsentiert, was zumeist 
nach einer längeren Periode als Regierungs-
partei der Fall ist. Die Oppositionsrolle ist 
dann die Phase der Regeneration, die Phase 
der personellen und inhaltlichen Erneuerung. 
Je überzeugender der Opposition diese Er-
neuerung gelingt, desto größer ist die Chance 
des Machtwechsels. Das bedeutet zugleich, 
daß diese Erneuerung nicht nur einem eige-
nen Interesse der Opposition entspricht, mög-
lichst bald wieder Regierung zu werden, son-
dern zugleich eine Voraussetzung für die Ar-
beitsfähigkeit des Systems ist.
Das führt zunächst zu der Frage, ob denn eine 
solche Erneuerung überhaupt notwendig ist. 
Gerade engagierte Anhänger von Parteien 
glauben häufig, daß ihre Konzeption zeitlos 
gültig sei. Dem ist entgegenzuhalten, daß die 
moderne Industriegesellschaft durch einen 
starken Wandlungsprozeß, durch vielschichti-
ge Mobilitäten gekennzeichnet ist, die stets 

neue Problemsituationen schaffen. Dement-
sprechend bedarf es auch einer steten Neu-
entwicklung von Gestaltungsalternativen, die 
den neuen Problemen gerecht werden. Dabei 
ist jedoch auch zu betonen, daß diese neuen 
Alternativen häufig aus überlieferten und be-
währten ordnungspolitischen Grundkonzeptio-
nen abgeleitet werden können. Die Leistungs-
fähigkeit einer Ordnung zeigt sich gerade 
daran, daß sie Veränderungen ermöglicht und 
den damit einhergehenden Problemen gerecht 
wird.
Die Erfahrungen mit der Erneuerung politi-
scher Parteien lehren zunächst, daß diese Er-
neuerungen der Zeit bedürfen. Eine politische 
Partei ist eine komplexe Organisation, die 
nicht in kurzer Zeit umgestellt werden kann. 
Sowohl die personelle Erneuerung als auch 
die Erarbeitung inhaltlicher Alternativen zur 
Regierung bedürfen eines aufwendigen Pro-
zesses der innerparteilichen Willensbildung, 
und häufig leisten große Teile der Partei aus 
Überzeugung heftigen Widerstand dagegen, 
Personal und Programm, das sie noch kurz 
zuvor in einem Wahlkampf vertreten haben, 
auszuwechseln und zu erneuern. Die Erfah-
rungen der SPD nach den Niederlagen von 
1953 und 1957 verdeutlichen dieses Behar-
rungsvermögen von Parteien ebenso wie die 
der CDU/CSU nach 1969. Zwischenerfolge, 
z. B. Landtagswahlen, verstärken diese 
Schwerfälligkeiten häufig.
Diese in der Komplexität einer Organisation 
begründeten Hemmnisse gegen eine Regene-
ration werden verstärkt durch die Willensbil-
dungsprozesse in der öffentlichen Meinung, 
die nur sehr zögernd ein verändertes Bild der 
Parteien aufnimmt.
Vereinfachend kann man das Bemühen der 
Opposition dahingehend zusammfassen, daß 
sie versucht, Informationen an die Wähler-
schaft zu leiten, die glaubhaft machen, daß 
sie wieder die überzeugendere Partei ist, wo-
bei die erfolgversprechendsten Informationen 
der Opposition von den Enttäuschungen über 
die Regierung selbst ausgehen. Unabhängig 
davon, daß diese Informationen über die Op-
position durch die gouvernementale Orientie-
rung der Massenmedien nur partiell übermit-
telt werden, werden sie, selbst wenn die 
nachrichtliche Übermittlung erfolgt, von den 
Anhängern der Regierung in der Wähler-
schaft zunächst nicht aufgenommen. Sozial-
psychologische Untersuchungen haben erge-
ben, daß solche Informationen, da sie im Wi-
derspruch zur eigenen Meinung stehen, zu-
nächst nicht aufgenommen und verdrängt 



werden. Häufen sich derartige Informationen, 
werden sie uminterpretiert, und wenn auch 
das nicht mehr möglich ist, wird nach Ent-
schuldigungen und Rechtfertigungen gesucht, 
die überzeugend darlegen, daß die Regie-, 
rungspartei trotz dieser Informationen die 
bessere Partei ist. Erst, wenn all das nicht 
mehr möglich ist, wechselt man seine Partei-
präferenz, um die eigene Meinung wieder in 
Übereinstimmung mit den eingehenden Infor-
mationen zu bringen. Gerade die Erfahrungen» 
in England zeigen, daß dieser Prozeß in der 
Regel zwei Legislaturperioden in Anspruch 
nimmt.
Ein weiteres Merkmal der öffentlichen Mei-
nung, das für die Strategien von Regierung 
und Opposition konstitutiv ist, ist die weitge-
hende Personalisierung der Politik. Sie folgt 
aus der allgemeinen Tendenz der Menschen, 
sich komplexe Zusammenhänge dadurch ver-
ständlich zu machen, daß man sie als von 
handelnden Personen beeinflußt versteht. Das 
„Verständlich machen" der Politik durch Per-
sonalisierung ist nun wiederum nicht zuletzt 
aufgrund der gouvernementalen Orientierung 
der veröffentlichten Meinung für die Regie-
rung leichter als für die Opposition. Das Per-

sonal der Regierung steht zuerst im Rampen-
licht der Öffentlichkeit, wovon ihre Politik 
profitiert. Es kann allerdings nicht übersehen 
werden, daß z. B. auch die Position des Oppo-
sitionsführers in den letzten Jahren eine stär-
kere Aufmerksamkeit gefunden hat. Das er-
höht die Möglichkeiten der Opposition einer-
seits und unterstreicht andererseits die Not-
wendigkeit einer überzeugenden Personalisie-
rung ihrer politischen Position.

Die Personalisierung der Politik vereint die 
Probleme der inhaltlichen Erneuerung mit de-
nen der Entwicklung von Alternativpositio-
nen. Eine wirksame Vertretung von alternati-
ven Gestaltungsvorschlägen ist nur durch 
überzeugende Personalisierung möglich, und 
die personelle Erneuerung ist daran zu erken-
nen, daß es der Opposition gelingt, ihre Al-
ternativpositionen erfolgreich der Wähler-
schaft darzustellen. Ohne vertrauengewinnen-
des Personal kann das beste Programm nicht 
überzeugen, und das politische Personal kann 
nur durch die Vertretung von Gestaltungs-
konzeptionen Vertrauen gewinnen. Führung 
ist ein inhaltliches und ein personelles Pro-
blem zugleich.

Strategische Alternativen einer Opposition

Vor diesem Hintergrund der Struktur der 
Meinungsbildungsprozesse sind die vier Stra-
tegien, die sich für eine Opposition für die 
Erfüllung ihrer Funktion, der Sicherung einer 
realen Chance des Machtwechsels, anzubieten 
scheinen, zu diskutieren:
Die erste, häufig beobachtete Strategie kann 
die quasi gouvernementale Strategie genannt 
werden. Die Opposition versucht, die Regie-
rung in der sachlichen Detailarbeit des Parla-
mentes zu übertreffen. Diese Strategie, die in 
der Gesetzgebungstätigkeit des VI. Bundesta-
ges weitgehend von der CDU/CSU verwirk-
licht wurde, ist disfunktional und wirkungs-
los zugleich, da diese Tätigkeit von der Wäh-
lerschaft angesichts der skizzierten gouverne-
mentalen Orientierung der Massenmedien 
und der Prozesse der Meinungsbildung gar 
nicht wahrgenommen wird. Typisch dafür 
war z. B., daß die Rentenreform, die die Oppo-
sition am Ende der letzten Legislaturperiode 
durchgesetzt hatte, von der Wählerschaft der 
Regierung zugerechnet wurde.
Eng verbunden mit der guasi gouvernementa-
len Strategie ist häufig die Anpassungsstrate-

gie. Sie versucht, Attraktivität für die Oppo-
sition durch die Übernahme der wesentlich-
sten Positionen der akzeptierten Regierungs-
politik zu gewinnen. Sie bietet sich häufig bei 
einer strukturellen Asymmetrie des Parteien-
systems an, insbesondere dann, wenn der 
Opposition das Image der Regierungsfähigkeit 
fehlt, wie das z. B. für die SPD bis etwa 1965 
galt. Diese Strategie bedeutet zugleich, daß 
die Opposition ausschließlich auf die Abnut-
zung der Regierung bzw. die Überalterung ih-
res Personals wartet und nur verspricht, die 
Regierungspolitik besser durchzuführen. Die-
se Strategie ist demnach nur nach einer über-
mäßig langen Regierungszeit einer Partei 
möglich, und sie ist darüber hinaus mit einer 
Beeinträchtigung der Integrationskraft des ge-
samten Parteiensystems verbunden.
Eine dritte Möglichkeit kann als Konironta-
tionsstrategie bezeichnet werden. Sie stellt allen 
oder ausgewählten Maßnahmen der Regierung 
ein grundsätzliches Nein der Opposition ge-
genüber. Diese Strategie erfüllt die Zielsetzung 
hoher öffentlicher Aufmerksamkeit. Sie kann 
erfolgreich sein, wenn starke Zweifel an der 



Leistungsfähigkeit der Regierung in der Wäh-
lerschaft vorhanden sind. Sie läßt die Opposi-
tion jedoch in eine unverstandene Minoritäts-
rolle fallen, wenn die Regierung insgesamt 
als leistungsfähig und glaubwürdig angesehen 
wird. Dieses Schicksal erlitt z. B. die Konfron-
tationsstrategie Schumachers und Ollenhau-
ers gegen Adenauers Politik in den 50er Jah-
ren, und das gilt auch für die Opposition der 
CDU/CSU gegenüber der Ostpolitik der SPD/ 
FDP in der Zeit von 1969 bis 1972.

Aus diesen Unzulänglichkeiten der quasi 
gouvernementalen, der Anpassungs- und auch 
der Konfrontationsstrategie für eine Opposi-
tion folgt die allein funktionale und dem 
System adäquate Verhaltensweise der Oppo-
sition, die die Alternativstrategie genannt 
werden kann. Sie besteht darin, im Rahmen der 
akzeptierten Politik eines Landes, im Rahmen 
des bestehenden Konsensus wenige zentrale 
Punkte herauszugreifen, die die Regierung 
aus parteiinternen, koalitionsinternen oder 
sonstigen Gründen nicht aufgreifen kann oder 
will und die zugleich in Übereinstimmung mit 
dem überlieferten Image der Opposition ste-
hen. In wenigen Punkten sollte die Alternati-
ve der Opposition zur Regierung zusammen-
gefaßt, muß die Frage beantwortet werden, 
was die Opposition will.

Das wirft zunächst die Frage auf, ob in einer 
modernen Industriegesellschaft überhaupt Al-
ternativen möglich sind oder ob nicht viel-
mehr die vielzitierten Sachzwänge des Sy-
stems die Präsentation realitätsbezogener Al-
ternativen ausschließen. Unbestritten ist, daß 
die Verwirklichung alternativer Konzeptionen 
häufig nur zum Setzen neuer Akzente führt, 
daß sich die Regierungspraxis konkurrieren-
der Parteien häufig nur in Nuancen unter-
scheidet oder unterscheiden kann. Aber diese 
geringe Distanz zwischen Einzelmaßnahmen 
wird bedeutungsvoll, wenn die Einzelmaßnah-
men im Rahmen einer längerfristigen Per-
spektive gesehen werden. Nuancen in Einzel-
entscheidungen kumulieren sich zu Verlage-
rungen in der Ordnung. Gerade um dies zu 
verdeutlichen, darf und muß die Op'positions-
strategie längerfristig konzipiert sein.

Eine solche Präsentation von Alternativen 
kann am besten in Bereichen gelingen, die 
der Bürger selbst überschauen kann. Dazu ge-
hört im Normalfall nicht die Außenpolitik. 
Sie ist in der Regel der strategische Bereich 
der Regierung. In keinem anderen Bereich 
kann die Regierung so unangefochten die 
Produktion und das Timing von Nachrichten 

bestimmen wie in der Außenpolitik und damit 
zugleich sich selbst ein Erfolgsimage prägen. 
Nur eine offenkundige Krisensituation kann 
der Opposition nutzen, wenn diese der Regie-
rung angelastet wird, wobei gerade in der 
Außenpolitik die Regierung häufig noch die 
Chance hat, eine mit einer Krise verbundene 
nationale Solidarisierungswelle in eine Soli-
darisierung mit der Regierung umzufunktio-
nieren.

Hinzu kommt, daß im Bereich der Außenpoli-
tik die Regierung als die Vertreterin der na-
tionalen Interessen angesehen wird, d. h., wer 
die Regierung angreift, verstößt gegen die 
vielfach empfundene Notwendigkeit der Soli-
darität nach außen. Nur wenn starke Interes-
sen großer Bevölkerungsteile im außenpoliti-
schen Bereich bestehen oder Teile der Außen-
politik stark normativ verankert sind, kann es

Ausnahmen von dieser Regel geben.
Im Gegensatz dazu stehen die Bereiche, in de-
nen der Bürger die Chance zur unmittelbaren 
Überprüfung von Leistungen und auch von 
Lösungsvorschlägen durch den eigenen Erfah-
rungsbereich besitzt. Daraus folgt, daß die 
Wirtschaftspolitik generell, aber auch Einzel-
bereiche der Gesellschaftspolitik das Terrain 
der Opposition schlechthin bilden. Dabei gilt 
allerdings die Grundregel, daß die allgemeine 
Wirtschaftspolitik nur dann der Opposition 
dienen kann, wenn die Beurteilung der wirt-
schaftlichen Zukunftsaussichten tendenziell 
negativ ist. Besteht dagegen ein allgemeiner 
wirtschaftlicher Optimismus, ist die Stunde 
der Regierung gekommen, „You can't beat the 
boom" lautet ein angelsächsisches Sprich-
wort.

Erfolgreiche, konjunkturunabhängige Opposi-
tionsstrategie kann sich damit zumeist nur 
auf zentrale Themen der Gesellschaftspolitik 
konzentrieren. Dabei kommt der Tätigkeit der 
lokalen Gliederungen einer Partei häufig rela-
tiv große Bedeutung zu. Die Leistungsfähig-
keit einer Partei glaubwürdig zu demonstrie-
ren, kann am überzeugendsten durch ihre per-
sönlich bekannten Vertreter im überschauba-
ren kommunalen Bereich geschehen. Initiati-
ven von lokalen Parteiorganisationen oder ih-
ren Vertretern zur Lösung der örtlichen Pro-
bleme dienen dem Image der Partei mehr als 
weltpolitische Diskussionen. Nicht zu Un-
recht ist betont worden, daß der Weg der 
SPD ins Kanzleramt über die Rathäuser ge-
führt habe. In keinem Bereich ist die Demon-
stration von Leistungsfähigkeit durch Perso-



nalisierung von überschaubaren Problemen 
leichter und überzeugender möglich.
Diese lokale Leistungswerbung ist eine not-
wendige Ergänzung jeder Alternativstrategie. 
Sie kann aber die Erarbeitung der zentralen 
Positionen, die die Alternative zur Regierung 
umfassen, nicht ersetzen. Diese bleibt die we-
sentliche Aufgabe jeder Oppositionsstrategie. 
Sie muß zukunftsorientiert sein und mit Faszi-
nationskraft die Konturen einer Welt von 
morgen skizzieren, die von einer überzeugen-
den Führung präsentiert werden.

Nur durch eine glaubhafte Präsentation sol-
cher Alternativen kann der vielfältige 
Schutzwall den Amtsbonus und Struktur der 
öffentlichen Meinung für die Regierung bil-
den, durchdrungen werden. Gelingt der Oppo-
sition diese Präsentation von Alternativen, so 
zeigt das zugleich, daß sie die personelle und 
inhaltliche Erneuerung erfolgreich durchlau-
fen hat. Sie ist wieder vorbereitet für die 
Übernahme der Regierung und kann damit für 
eine reale Chance des Machtwechsels im Sy-
stem sorgen.



Ernst Nolte

ber das Verhältnis von „bürgerlicher" 
und „marxistischer" Geschichtswissenschaft
Mit keiner anderen Frage dürfte ein Histori-
ker heute an vielen Universitäten der westli-
chen Welt so intensiv und so nachdrücklich 
konfrontiert werden wie mit derjenigen nach 
dem Verhältnis von „bürgerlicher" und „mar-
xistischer" Wissenschaft und nach seiner ei-
genen Position im Rahmen dieses Verhältnis-
ses. Die Schwierigkeit für die Erörterung be-
steht darin, daß die Grundvoraussetzung wis-
senschaftlichen V

1

orgehens, der gleichmäßige 
Abstand zu den Gegenständen der Frage, 
nicht gegeben zu sein scheint. Der „bürgerli-
che Wissenschaftler", so sieht es aus, hat zu 
der Frage von vornherein eine andere Bezie-
hung als der „marxistische Wissenschaftler". 
Aber es darf nicht übersehen werden, daß die 
Fragestellung als solche eine Übernahme der 
marxistischen Position bedeutet. Diese Über-
nahme ist gewiß nur vorläufig, und im Ver-
lauf der Überlegungen wird sich die Starrheit 
der Gegenüberstellung weitgehend verflüssi-
gen, aber sie ist gleichwohl eine Art Vorga-
be, welche die auf beiden Seiten beliebten 
Metaphern aus dem Bereich des Militärs rela-
tiviert. Ich werde so vorgehen, daß ich weder 
wie Bernard Willms in seiner lesenswerten 
Abhandlung „Marxismus — Wissenschaft — 
Universität" ) das schwere Geschütz Hegelia-

nischer Begrifflichkeit auffahre noch wie die 
Autoren der „Kritik der bürgerlichen Ge-
schichtswissenschaft" in Heft 70 des „Argu-
ment" 2) auf einer ganzen Menge von Kampf-
stätten die Attacke eröffne. Ich will viel-
mehr zunächst das Selbstverständnis so-
wohl der marxistischen wie der bürgerlichen 
Geschichtswissenschaft darzulegen versuchen, 
und zwar so, daß ich beide durch den Mund 
anerkannter Repräsentanten zu Wort kom-
men lasse; in einem zweiten Schritt soll 
die Charakterisierung durch einen Vergleich 
der Themenbereiche führender Fachzeit-
schriften fortgeführt und dann in einem 
dritten Akt durch die Beschreibung der äußer-
sten und bisher durchaus gewöhnlichsten 
Möglichkeiten des Wechselverhältnisses zu-
nächst zu Ende gebracht werden. Danach 
soll die Frage dadurch eine neue Dimension 
gewinnen, daß Marx' und Engels’ Verhältnis 
zur Wissenschaft und vornehmlich zur Ge-
schichtswissenschaft zum Thema gemacht 
wird. Dadurch wird das Fundament für Unter-
scheidungen geschaffen, die in einem dritten 
Teil zu Ergebnissen führen sollen, welche das 
Ende dem Anfang sehr unähnlich machen wer-
den.

I. Das Selbstverständnis der „marxistischen" und der 
„bürgerlichen" Geschichtswissenschaft

Das Selbstverständnis der marxistischen Ge-
schichtswissenschaft ist seit 1953 immer wie-
der in entsprechenden Beiträgen der „Zeit-
schrift für Geschichtswissenschaft" zum Aus-
druck gekommen. Im folgenden werden vor 
allem drei Aufsätze von Ernst Engelberg aus 
den Jahren 1964, 1968 und 1971 zugrunde ge-
legt, daneben mehrere einschlägige Studien

Bei der vorliegenden Studie handelt es sich um 
die leicht gekürzte Antrittsvorlesung des Verias-
sers an der Freien Universität Berlin, die im Rah-
men eines Kollegs über den „Kalten Krieg" ange-
kündigt war. Daß sie nicht in der Hoch-
schule stattfand, da einflußreiche Studenten-
gruppen offensichtlich eine Boykottparole ausge-
geben hatten, ist für die Situation an der Freien 
Universität wohl nicht uncharakteristisch.

von Ernst Diehl und Gerhard Lozek3). Stark, 
aber wohl nicht unzulässig konzentriert, er-
gibt sich daraus das folgende Bild:

1) Bernard Willms, Marxismus — Wissenschaft — 
Universität. Zwölf Thesen, Düsseldorf 1971.
2) Kritik der bürgerlichen Geschichtswissenschaft I, 
in; Das Argument. Zeitschrift für Philosophie und 
Sozialwissenschaften, Nr. 70, Sonderband, Berlin 
1972.
3) Ernst Engelberg, Die Aufgaben der Historiker 
der DDR von 1964 bis 1970, in: Zeitschrift für Ge-
schichtswissenschaft, XII. Jg. 1964, S. 388—402; 
ders., über Gegenstand und Ziel der marxistisch-
leninistischen Geschichtswissenschaft, ebenda, 1968, 
S. 1117—1145; ders., über Theorie und Methode in 
der Geschichtswissenschaft, ebenda, 1971, S. 1347 
bis 1366. Vgl. ferner Ernst Diehl, Zu einigen Pro-
blemen und Aufgaben der Geschichtswissenschaft 
der DDR in der gegenwärtigen Etappe, ebenda, 
1969, S. 1393—1402, und Gerhard Lozek, Zur Metho-



Die marxistische Geschichtswissenschaft er-
forscht den „weltgeschichtlichen Bogen" 4), 
der sich zwischen der klassenlosen Urgesell-
schaft und der kommunistischen Gesellschaft 
der Zukunft spannt, d. h., sie begreift die 
Weltgeschichte als eine Folge von Klassen-
kämpfen, freilich auch von Klassenbündnis-
sen, die sich aus dem für alle bisherige Ge-
schichte grundlegenden Tatbestand der Aus-
beutung des Menschen durch den Menschen 
ergeben. In ihrer Forschung aber ergreift sie 
Partei, und zwar für die jeweils fortschrittli-
chen Klassen und Parteien, welche in der Dia-
lektik von Produktivkräften und Produktions-
verhältnissen die Zukunft repräsentierten. Die 
umfassende Einsicht in das gesellschaftliche 
Wesen der Produktion, welche die Vorausset-
zung für eine unzweideutige Bestimmung des-
sen ist, was jeweils fortschrittlich und was 
rückschrittlich ist, besitzt allein der bewußte 
Vortrupp der Arbeiterklasse, d. h. die marxi-
stisch-leninistische Partei, und zwar deshalb, 
weil sie an der Spitze einer Menschengruppe 
steht, die nicht eine bloße geschichtliche 
Gruppe unter anderen Gruppen ist, sondern 
potentiell die große Mehrheit der Menschheit, 
mindestens jedoch des fortgeschrittensten 
Teils der Menschheit umfaßt und damit im 
Grunde schon jenseits der bisherigen Ge-
schichte als einer gesetzmäßig bestimmten 
Folge von Formen der Ausbeutung steht.
Wenn die marxistische Geschichtswissen-
schaft parteilich ist, so ist ihre Parteilichkeit 
essentiell von der Parteilichkeit jeder ande-
ren Art der Geschichtswissenschaft verschie-
den. Sie steht nämlich nicht im Gegensatz zur 
Objektivität, denn „die Grundinteressen der 
Arbeiterklasse stimmen mit den Erfordernis-, 
sen der objekt 5iven Wirklichkeit überein" ).
Die Grundinteressen der bürgerlichen Klasse, 
dagegen können mit den Erfordernissen der 
objektiven Wirklichkeit nicht übereinstim-
men, da die Zeit, in der ausbeutende 
Klassen fortschrittlich sein konnten, abgelau-
fen ist. Was für die bürgerliche Klasse gilt, 
das gilt selbstverständlich auch für ihren Ex-
ponenten, die bürgerliche Geschichtswissen-
schaft. Da sie an eine reaktionäre Ökonomie 
und an eine reaktionäre Politik gekettet ist, 
kann sie die Wahrheit immer nur verschlei-
ern, weil „die wesentlichen Fragen, die der 

Historiker an die Geschichte stellt, in ihrem. 
Kern von den Gegenwartsinteressen jener 
Klasse bestimmt (sind), deren Position er ein-
nimmt" 6). Die bürgerliche Geschichtswissen-
schaft trägt daher einen unwissenschaftlichen 
Charakter, selbst Wenn sie sich mit entlege-
nen Themen beschäftigt. Sobald sie sich der 
Gegenwart nähert, wird ihre reaktionäre De-
fensivposition ganz unübersehbar: Sie übt 
zwar auf raffinierte Weise eine partielle Kri-
tik an Bismarck und Hitler, macht aber gera-
de das Wesen des Bismarckreiches und ganz 
besonders des Faschismus, nämlich dessen 
Klassengrundlage, unsichtbar.

dologie einer wirksamen Auseinandersetzung mit 
der bürgerlichen Geschichtsschreibung. Das Pro-
blem der Strukturelemente und die Hauptrichtung 
der Auseinandersetzung, ebenda, 1970, S. 608—616.
4) Engelberg, a. a. O., 1968, S. 1129.
5) Engelberg, a. a. O., 1964, S. 391.

6) Lozek, a. a. O„ 1970, S. 611.
7) Engelberg, a. a. O„ 1964, S. 388, 399.
8) Diehl, a. a. O., 1969, S. 1397.
9) Engelberg, a. a. O., 1964, S. 388.
10) Engelberg, a. a. O., 1964, S. 393.
11) Lozek, a. a. O., 1970, S. 613.
12) Engelberg, a. a. O., 1971, S. 1360.

Die marxistisch-leninistische Geschichtswis-
senschaft ist dagegen streng wissenschaftlich, 
wenn sie zur „geistigen Bewaffnung
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“ der 
Kräfte des Sozialismus und des Friedens bei-
trägt, die neokolonialistischen Pläne der 
westdeutschen Militaristen und Monopolisten 
aufdeckt ) und insbesondere den Nachweis 
führt, daß die DDR der bisherige Höhepunkt 
der deutschen Geschichte ist8). Einen grund-
sätzlichen Unterschied zwischen der Staats-
und Parteiführung auf der einen, den marxi-
stischen Historikern auf der anderen Seite gibt 
es nicht, da die Leitung des Stat es „auf der 
marxistisch-leninistischen Geschichtswissen-
schaft beruht" 9 ).
Freilich erkennt Engelberg ein „dialektisches 
Spa
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nnungsverhältnis von Politik und Wissen-

schaft" ) an, und Lozek leugnet nicht, 
daß „bestimmte methodisch-handwerkliche 
Grundlagen der Fachmethodik klassenindiffe-
rent sind" 11). Insofern existiert also kein tota-
ler Gegensatz zwischen marxistischer und 
bürgerlicher Wissenschaft, und daher ist nach 
der 1971 formulierten Auffassung Engelbergs 
ein „begrenztes Lernen" von Seiten des marxi-
stisch-leninistischen Historikers möglich12 ). 
Und es gibt offenbar Gegner, die beiden ge-
meinsam sind, wenn auch gewiß nicht in der 
gleichen Weise, z. B. der „Linksopportunis-
mus", der Dogmatismus und das „linkssektie-
rerische Abenteurertum", von denen manch-
mal ausdrücklich gesagt wird, daß sie das 
bürgerliche Denken grundsätzlich nicht über-
schritten. Und im gleichen Heft der Zeit-
schrift für Geschichtswissenschaft des Jahr-
ganges 1964, in dem Engelberg sich über die 
Aufgaben der Historiker der DR von 1964 



bis 1970 äußert, findet sich ein Aufsatz zweier 
sowjetischer Autor
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en „über einige Fragen 
der Geschichtswissenschaft in der VR China", 
der mit großer Schärfe gewisse „bürgerlich-
nationalistische" Tendenzen kritisiert ).
Schon hier drängt sich also die Frage auf, ob 
nicht am Ende das Verhältnis des „Bürgerli-
chen" und des „Sozialistischen", der (bürgerli-
chen' und der .marxistischen Wissenschaft, 
sehr viel komplizierter ist, als es nach den 
gewiß eindrucksvollen Gegenüberstellungen 
zu sein scheint, die in der Zeitschrift für Ge-
schichtswissenschaft die Regel sind.
Zunächst aber muß auch das Selbstverständ-
nis der .bürgerlichen Geschichtswissenschaft' 
zu Gehör gebracht werden, und ich wähle in 
einem methodisch nicht ganz unanfechtbaren, 
aber an dieser Stelle doch wohl angebrachten 
Verfahren eine kleine Studie Friedrich Mei-
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neckes als repräsentative Aussage. Sie er-
schien zuerst 1916 in Friedrich Naumanns 
„Hilfe" und findet sich heute in Band IV der 
„Werke“ unter den Studien und Schriften 
„Zur Theorie und Philosophie der Geschich-
te"; ihr Titel lautet „Die deutsche Geschichts-
wissenschaft und die modernen Bedürfnis-
se" ).  Meinecke setzt sich hier mit dem da-
mals offenbar schon weitverbreiteten Vor-
wurf auseinander, daß die heutige deutsche 
Geschichtswissenschaft „zu wenig am inneren 
Leben unserer Zeit teilnehme und ihr deswe-
gen auch zu wenig biete" 153). Meinecke weist 
diesen Vorwurf keineswegs mit einer Han

19

d-
bewegung zurück. Er konstatiert ohne Pole-
mik „das Drängen unserer jungen Forscher 
nach Stoffen des . Jahrhunderts" 16 ). Er 
stellt sich selbst und seine Generation be-
scheiden in ein epigonales Verhältnis zu der 
„großen Zeit der Ranke, Burckhardt und 
Treitschke" 17 ), und er konstatiert mit einem 
deutlichen Ton von Resignation, daß zwar 
auch er selbst und seine Zeitgenossen durch 
den Krieg auf den allgemeinen Kampfplatz 
der nationalen Kräfte gerufen worden seien, 
daß sie sich indessen an „überzeugender 
Kraft" der Programme mit einem Manne wie 
Treitschke nicht messen könnten 18 ).

13) R. V. Vjatkin/S. L. Tichvinskij, über einige Fra-
gen der Geschichtswissenschaft in der Volksrepu-
blik China, a. a. O., S. 403—422.
14) S. 172—180.
15) S. 172.
16) S. 173
17) S. 178.
18) Ebenda.

19) S. 174.
20) S. 173, 174, 179.
21) S. 177.
22) Ebenda.
23) S. 172.

Daß die Geschichtswissenschaft mit der je-
weiligen Lebenswelt, mit ihrer Zeit und ihrem 
Staate zusammenhängt, ist für Meinecke also 

ganz selbstverständlich, und eine „ideologie-
kritische" Abhandlung, die solche Zusammen-
hänge aufwiese, würde ihn schwerlich über-
rascht haben. Aber wenn er sich mit großem 
Nachdruck gegen die „kräftigen und ein-
drucksvollen Synthesen" wendet, nach denen 
ein auf „immer neue Sensationen" erpichter 
Zeitgeist verlangt19), dann hat er nicht nur 
Lamprecht im Auge, sondern auch die mittel-
europäische Idee und den „rücksichtslosen 
Nationalismus" — mitten im Kriege20 ). Und 
wenn er verlangt, die Dinge so zu sehen, wie 
sie wirklich waren, in ihrer eigenen Farbe, 
mit ihren eigenen Voraussetzungen, dann er-
hält dieses Postulat sein Gewicht doch gerade 
aus dem Bewußtsein, „daß im letzten Grunde 
es auch unser eigenes Lebensblut ist, mit dem 
wir die Schatten der Vergangenheit zu besee-
len versuchen" 21 ). Dann aber ist die strenge 
Selbstzucht und die tiefe Ehrfurcht vor den 
Tatsachen und Quellen, die Meinecke ver-
langt22 ), nicht Selbstverständlichkeit und 
Ausgangspunkt, sondern mühsam errungenes 
Resultat, das seinen eigentlichen Wert nur 
dadurch erhält, daß der Mensch in ihm zu sei-
nen stärksten Neigungen Distanz gewinnt. 
Seine stärksten Neigungen jedoch sind der 
Drang zur Synthese und der Wunsch nach 
Selbstidentifizierung mit einem übergeordne-
ten Ganzen.

So verstanden, wäre bürgerliche Wissen-
schaft gekennzeichnet durch ihre Distanz zum 
eigenen Staate und zur eigenen Zeit — nicht 
oder nur in einem trügerischen Extremfalle in 
der Weise eines Entferntseins, sondern in der 
Weise eines Sich-Entfernens, jeweils und 
stets von neuem und in immer anderen Kon-
stellationen. Gewiß hat Meinecke selbst 
manchmal durch fragwürdige Metaphern, wie 
die vom „Eiland reiner Wissenschaft" 23 ), 
einem unrichtigen Verständnis Vorschub ge-
leistet, und gewiß liegt es nahe, Treitschke 
als Beweis dafür ins Feld zu führen, daß bür-
gerliche Wissenschaftler sich ganz rückhalt-
los mit ihrem Staate identifizierten. Aber ein-
mal ist diese Auffassung sogar nach einer 
Lektüre der Berliner Vorlesungen über „Poli-
tik", sofern sie nicht lediglich auf das Sam-
meln anstößig klingender Stellen gerichtet ist, 
schwerlich uneingeschränkt zu halten, und 
zweitens verkörperte Treitschke so wenig 
„die bürgerliche Wissenschaft" wie Meinecke, 



sondern beide nahmen bestimmte Positio-
nen im breiten Spektrum der Historiker des 
Bismarckreiches ein, und dieses Spektrum 
reichte von Treitschke bis zu Mommsen und 
von Dietrich Schäfer bis zu Ludwig Quidde. 
Bürgerliche Wissenschaft ist, wenn sie sich 
richtig versteht, überhaupt nicht vom Inhalt 
her durch Thematik und Methode bestimm-
bar, sondern sie ist gekennzeichnet durch die 
beträchtliche Bandbreite verschiedener Auf-
fassungen und Ansätze, die untereinander 
durch Gesprächsbereitschaft verbunden sind 
und im ganzen zu den staatlichen und gesell-
schaftlichen Realitäten, in deren Mitte sie 
existieren, in einem Verhältnis selbstver-
ständlicher Nähe und gar nicht selbstver-
ständlicher Distanz stehen. Damit besitzt die 
bürgerliche Wissenschaft eine relative Auto-
nomie, und sie kann sich vor der Entwicklung 
ihrer Gesellschaft bis zu einem gewissen Gra-
de abschließen, sie kann ihr aber auch voran-
gehen. Beides kann die marxistische Wissen-
schaft — um vorgreifend ein erstes Ergebnis 
zu formulieren — nicht; sie will es aber auch 
nicht, weil nach ihrer Auffassung weder für 
das eine noch für das andere ein zureichender 
Grund besteht.
Unmittelbar anschaulich wird der Unterschied 
zwischen bürgerlicher und marxistischer Ge-
schichtswissenschaft durch einen Vergleich 
der Themen, die behandelt werden. Es liegt 
nahe, die führenden Organe herauszugreifen, 
die Historische Zeitschrift auf der einen und 
die Zeitschrift für Geschichtswissenschaft auf 
der anderen Seite — beide sind ja grundsätz-
lich universalhistorisch orientiert. Als Zeit-
punkt wird das Jahr 1962 herausgegriffen. 
In der HZ werden in Form von Aufsätzen u. a. 
folgende Themen behandelt: „Fränkischer 
Krönungsbrauch und das Problem der Fest-
krönungen", „Der Linzer Vertrag zwischen 
Bayern und Österreich vom 11. September 
1534 nach Münchner Akten", „Giovanni Gio-
litti und die italienische Politik im ersten 
Weltkriege", „Strukturen und Persönlichkei-
ten in der Geschichte", „Das Kaisertum Ottos 
des Großen. Ein Rückblick nach tausend Jah-
ren", „Die Kladderadatschaffäre. Ein Beitrag 
zur inneren Geschichte des Wilhelminischen 
Reiches".
Die Zeitschrift für Geschichtswissenschaft 
brachte Aufsätze, wie die folgenden: „Versu-
che zur Rehabilitierung des deutschen Milita-
rismus in der modernen bürgerlichen Histo-
riographie", „Zur Atomrüstungspolitik des 
westdeutschen Imperialismus. Von MC 70 zu 
MC 96", „Die klerikal-imperialistische Abend-

landideologie im Dienste des deutschen Impe-
rialismus", „Messianische Bewegungen im 
Mittelalter", „Zur Theorie und Politik der 
SED in der nationalen Frage", „Die geschicht-
liche Aufgabe der Deutschen Demokratischen 
Republik und die Zukunft Deutschlands", 
„Der Hauptklassengegensatz der feudalen Ge-
sellschaft im Spiegel einiger literarischer 
Zeugnisse des 11.—13. Jahrhunderts", „Fried-
rich Meinecke — ein Stammvater der 
NATO-Historiker in Westdeutschland", „Die 
mittelalterliche Kaiserpolitik im Spiegel der 
bürgerlichen Historiographie des 19. und 20. 
Jahrhunderts". Die kennzeichnendste Tatsa-
che ist indessen, daß das Heft 1 des Jahr-
gangs mit einem Aufsatz von Walter Ulbricht 
über „Das Banner der Volksdemokratie auf 
deutschem Boden" eröffnet wird und daß das 
ganze Heft 6 dem Abdruck von Ulbrichts Re-
ferat zum „Grundriß der Geschichte der deut-
schen Arbeiterbewegung" gewidmet ist. Zur 
HZ ist nachzutragen, daß sich nur unter den 
Miszellen ein Beitrag findet, der die Nennung 
des Autors erforderlich macht, nämlich Ger-
hard Ritters Kritik an Fritz Fischers „Griff 
nach der Weltmacht" unter der Überschrift 
„Eine neue Kriegsschuldthese?"

Es bedarf einer quantitativen Aufschlüsselung 
nach Themenbereichen und Allgemeinheits-
graden nicht, um das Wesentliche sichtbar zu 
machen: Die HZ stellt die großen Geschichts-
perioden so gut wie gleichgewichtig neben-
einander, Einzelforschungen zu ganz detail-
lierten Themen finden ebensohäufig (oder 
häufiger) Platz wie Überblicke und Synthe-
sen, die Zeitgeschichte tritt stark zurück, 
ohne ganz ausgespart zu werden, theoretische 
Beiträge sind selten, fehlen aber nicht voll-
ständig. Dagegen rückt die Zeitschrift für Ge-
schichtswissenschaft die Gegenwart und die 
unmittelbare Vergangenheit stark in den Vor-
dergrund und stellt in diesem Rahmen Arbei-
ten zur Geschichte der Kommunistischen Par-
tei Deutschlands bzw. der SED an die erste 
Stelle, speziell unter dem Gesichtspunkt der 
Verbindung mit der KPdSU. Kritische, oft un-
gemein polemische Auseinandersetzungen mit 
Entwicklungen in der Bundesrepublik und be-
sonders in der westdeutschen Historiographie 
stehen an Umfang kaum zurück, der ganze 
Rest der Geschichte nimmt vergleichsweise 
nur geringen Umfang ein, doch zeichnen sich 
die betreffenden Studien nicht selten durch 
ihr Niveau und durch die Energie aus, mit 
der sie vernachlässigte Aspekte bestimmter 
Themen ans Licht stellen, Aspekte freilich, 
die mit der Hauptfragerichtung nach den



„Klassenstrukturen" bestimmter Gesellschaf-
ten sich zwanglos in das Ganze einfügen.
Auffallend ist, eine wie geringe Rolle die So-
zialgeschichte und zumal deren quantifizie-
rende Version spielt: Ideen stehen ganz be-
herrschend im Vordergrund, seien es die ei-
genen oder die gegnerischen. Das Niveau ist 
weitaus unterschiedlicher als in der HZ: ne-
ben sorgfältigen und gut dokumentierten Un-
tersuchungen stehen immer wieder Beiträge, 
die man schwerlich anders charakterisieren 
kann denn als eine Art rhythmischer Hymnen 
mit rituellen Verdammungen. Am allerwenig-
sten zu übersehen ist indessen, daß die zeit-
geschichtlichen und die mediävistischen Stu-
dien, die sorgfältigen und die unsorgfältigen 
Arbeiten durch eine allgegenwärtige und un-
eingeschränkt herrschende Konzeption zu-
sammengehalten werden, zu der sich die in 
der HZ erkennbare und keineswegs einfach 
fehlende Grundauffassung verhält wie eine 
blasse Pastellfarbe zur intensivsten Ölfarbe.
Von welcher Art kann nun das Wechselver-
hältnis zweier Geschichtswissenschaften sein, 
die so verschieden sind, daß es zweifelhaft 
ist, ob sie unter den gemeinsamen Begriff der 
„Wissenschaft" subsumiert werden dürfen? Es 
soll hier kein geschichtlicher Überblick gege-
ben werden. Bekanntlich haben die Historiker 
der DDR noch bis 1958 deutsche Historikerta-
ge besucht. In Trier wurden sie dann faktisch 
ausgeschlossen, nicht grundlos und gleich-
wohl zum Teil auf der Basis von Argumenta-
tionen, die wegen ihrer nationalistischen Un-
tertöne auch in der Bundesrepublik kritisiert 
wurden. Seither ist auf westlicher Seite ganz 
überwiegend die idealtypische Möglichkeit 
der Ignorierung verwirklicht gewesen; wenn 
der Marxismus als solcher auch keineswegs 
vernachlässigt wurde, so wurde doch der Ge-
schichtswissenschaft der DDR meines Wis-

sens kein einziger Aufsatz gewidmet, bevor 
der neue Wissenschaftszweig der DDR-Kunde 
oder DDR-ologie ihr einige Aufmerksamkeit 
schenkte und dann „von unten her " eine ge-
genläufige Bewegung einsetzte, die allerdings 
an manchen Stellen das Verhältnis geradezu 
umkehrte. Auf Seiten der DDR ist das genaue 
Gegenteil der Fall. Wenn man von ganz weni-
gen Ausnahmen absieht, finden Historiker der 
Bundesrepublik nirgendwo in der Welt so 
viel Beachtung wie i
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n der DDR. Es ist freilich 
eine fast ausschließlich negative Beachtung, 
die ganz auf die Kreise der Fachhistoriker be-
schränkt ist. Auch ihre üblichste Möglichkeit 
kann mit einem Wort beschrieben werden. 
Dieses Wort heißt Polemik, und es handelt 
sich oft genug um grob verzerrende Polemik: 
Ich habe vor kurzem in einer Publikation auf 
den symptomatischen Vorgang hingewiesen, 
daß ein Historiker der DDR eine von einem 
Gesinnungsgenossen hergestellte Paraphrase 
als wörtliches Zitat anführt und zur Destruk-
tion des Gegners benutzt 24), und ich war kürz-
lich selbst das Objekt einer Darstellungs-
weise, die ein Zitat durch Auslassungen so 
verändert, daß die Aussage buchstäblich in ihr 
Gegenteil verkehrt wird ).

Als erstes Ergebnis ist mithin folgendes fest-
zustellen: Wissenschaft geht in Richtigkeit 
oder, wie man manchmal sagt, „Faktologie" 
nicht auf, aber Richtigkeit oder zumindest der 
Wille zur Richtigkeit sind ihr unabdingbares 
Moment, ob es sich um bürgerliche oder um 
marxistische Wissenschaft handelt. Offenkun-
dige Verzerrungen, sinnentstellende Kürzung 
von Zitaten oder gar deren Fälschung, sind 
unter allen Umständen zu verwerfen und anzu-
prangern, aber sie sind um so verständlicher, 
je stärker eine Extremsituation den Historiker 
zum bloßen Exponenten seiner Gruppe 
macht.

II. Marx' und Engels' Begriff der Wissenschaft

Es ist indessen an der Zeit, einen weiteren 
Schritt zu tun und die Frage zu stellen, ob 
Marx oder Engels dieser Auffassung zustim-
men würden — allgemeiner gesprochen: von 
welcher Art der Wissenschaftsbegriff der Be-
gründer des Marxismus war.
Zunächst ist festzustellen, daß die heutigen 
Marxisten sich bei ihrer Kritik der bürgerli-
chen Geschichtswissenschaft mit Recht min-
destens soweit auf Marx und Engels berufen 
können, als die deutsche Geschichtsschrei-

bung und deren Traditionen gemeint sin
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d. 
Marx' geringschätzige Äußerung über das 
„tanzende Wurzelmännchen Ranke" )  ist be-

24) Vgl. Ernst Nolte, Ideologie, Engagement, Per-
spektive, in: Geschichte heute. Positionen, Tenden-
zen und Probleme, hrsg. von Gerhard Schulz, Göt-
tingen 1973, S. 292.
25) Vgl Ludwig Elm, Hochschule und Neofaschis-
mus. Zeitgeschichtliche Studien zur Hochschulpoli-
tik in der BRD, Berlin (Ost) 1972, S. 250 f.
26) Karl Marx, Friedrich Engels, Werke (MEW), 
Berlin 1956 ff., Bd. 30, S. 432.



kannt, und Engels spricht bezüglich der klein-
deutschen und der großdeutschen Richtung 
unter den deutschen Historikern verächtlich 
von „den beiden Schulen Geschichtsklite -
rern" 27 ). Aber damit wird keineswegs ein 
Freibrief für jede beliebige Art des Angriffs 
ausgestellt. Im Vorwort zur Kritik der politi-
schen Ökonomie nennt Marx seine Ergebnisse 
mit Nachdruck „das Ergebnis gewissenhafter 
und langjähriger Forschung" 28 ). Bloßen 
Pamphleten würden Marx und Engels den 
Charakter der Wissenschaftlichkeit zweifellos 
auch dann abgesprochen haben, wenn sie den 
Interessen ihrer eigene

29

n 

30

Partei dienten. Noch 
viel weniger würde etwa eine massenhafte 
Zustimmung für sie die Stelle von Argumen-
ten eingenommen haben. Daß es für wissen-
schaftliche Arbeiten „nun einmal kein demo-
kratisches Forum" ) gebe, ist für Engels ganz 
selbstverständlich; ja er scheut vor einer so 
traditionalistisch klingenden Wendung wie 
der folgenden nicht zurück: „Wenn man aber 
ein Ideal hat, kann man kein Mann der Wis-
senschaft sein, denn man hat eine vorgefaßte 
Meinung." ) Damit sind offenbar nicht nur 
die Ideale, Vorurteile und Parteiinteressen 
der anderen gemeint, denn auf eine Bitte um 
Stellungnahme zum Antisemitismus von der 
Seite Hermann Bahrs antwortet Engels im 
Jahre 1893, er könne in einem Augenblick, da 
seine deutschen Parteigenossen im Wahl-
kampf auch gegen antisemitische Kandidaten 
ständen, kein unparteiisches Urteil abge-
ben 31 ).

33) Ebenda, Bd. 29, S. 436.
34) Ebenda, Bd. 30. S. 640.
35) Ebenda, Bd. 18, S. 89, bes. Bd. 22, S. 93—185.

Dreißig Jahre früher hatte Marx diese Auffas-
sung auf allgemeinere Weise formuliert, als 
er sich in den „Theorien über den Mehrwert" 
mi
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t Ricardo und Malthus auseinandersetzte: 
„Einen Menschen aber, der die Wissenschaft 
einem nicht aus ihr selbst (wie irrtümlich sie 
immer sein mag), sondern von außen, ihr 
fremden, äußerlichen Interessen entlehnten 
Standpunkt zu akkomodieren sucht, nenne 
ich ,gemein'." )

Auch das unmittelbare Interesse des Proleta-
riats oder einer Partei der Massen ist für 
Marx unzweifelhaft ein solcher der Wissen-
schaft äußerlicher Standpunkt, denn er be-
trachtet sich selbst qua Wissenschaftler, ja 
ois zu einem gewissen Grade sogar qua Poli-

27) Ebenda, Bd. 32, S. 452.
28) Ebenda, Bd. 13, S. 11.
;29) Ebenda, Bd. 34, S. 286.
30) Ebenda, Bd. 36, S. 198.
31) Ebenda, Bd. 39, S. 79.
32) Ebenda, Bd. 26, 2, S. 112. 

tiker keineswegs als Mandatar einer Gruppe; 
deshalb kann er erklären, er und Engels hät-
ten ihre Bestellung als Vertreter der proleta-
rischen Partei von niemandem als von sich 
selbst33 ), und deshalb stellt er in einem Brief 
an Kugelmann ohne jede Resignation fest, 
wirklich populär könnten wissenschaftliche 
Versuche zur Revolutionierung einer Wissen-
schaft niemals sein34 ). Am deutlichsten aber 
wird die unverrückbare Wichtigkeit, die das 
Postulat der wissenschaftlichen „Sorgfalt" für 
Marx hat, in dem jahrelangen Bemühen von 
seiner und Engels' Seite, den Vorwurf Lujo 
Brentanos zu widerlegen, in der Inaugural-
adresse der Internationalen Arbeiterassoziation 
sei ein von Marx zitierter Satz Gladstones 
sinnentstellend angeführt, ja sogar „formell 
und materiell hinzugelogen" worden35 ).
Es stünde besser um die deutsche Wissen-
schaft, wenn diejenigen, denen unsorgfältiger 
Umgang mit Zitaten im Interesse einer be-
stimmten Partei oder gar im Zusammenhang 
eines Wahlkampfes vorgeworfen wird, auch 
nur einen kleinen Bruchteil der Mühe auf-
wendeten, die Marx und Engels sich machten, 
um den Beweis immerhin zu versuchen, daß 
die Vorwürfe zu unrecht bestehen. Es kann 
also gar keinem Zweifel unterliegen, daß für 
Marx und Engels Sorgfalt, Gewissenhaftigkeit 
und Abstandnahme Grundpostulate der Wis-
senschaft schlechthin sind, die durch keinen 
noch so guten Willen im Dienste keiner noch 
so ausgezeichneten Partei zu ersetzen sind, 
geschweige denn durch Demonstrationen oder 
Gebrüll.
Freilich handelt es sich um formale Kennzei-
chen, um das Handwerkliche, wenn man will. 
Was den Inhalt angeht, so hat es manchmal 
den Anschein, als schreibe Marx nur der Na-
turwissenschaft „Treue" und in diesem Sinne 
Wissenschaftlichkeit zu und als sehe er in 
seiner eigenen Forschung eine Aufdeckung 
von Gesetzlichkeiten, die den Charakter der 
Naturwissenschaftlichkeit habe. So heißt es 
an einer vielzitierten Stelle im Vorwort zur 
Kritik der politischen Ökonomie: „In der Be-
trachtung solcher Umwälzungen muß man 
stets unterscheiden zwischen der materiellen 
naturwissenschaftlich treu zu konstatierenden 
Umwälzung in den ökonomischen Produk-
tionsbedingungen und den juristischen, politi-
schen, religiösen, künstlerischen oder philo-
sophischen, kurz ideologischen Formen, wo-



rin sich die Menschen dieses Konflikts be-
wußt werden und ihn ausfechten." 36)  Hier 
wären, ginge es um mehr als bloß um Marx' 
und Engels' Wissenschaftsbegriff, viele Fra-
gen aufzu werfen, etwa nach dem Verhältnis 
von einseitiger Kausalität und Dialektik, nach 
der Zulässigkeit oder Unzulässigkeit der Vor-
stellung eines Konflikts, der vom Ausgetra-
genwerden grundsätzlich unabhängig ist, nach 
der Bedeutung des politischen Charakters des 
Marxismus selbst.
Im vorliegenden Zusammenhang kann es sich 
aber nur um das Problem handeln, ob auch 
die bürgerliche Wissenschaft an der für den 
Marxismus kennzeichnenden Fragestellung 
und Methode partizipiert oder nicht. Die Ant-
wort muß lauten, daß sie nicht nur partizi-
piert, sondern daß sie diese Fragestellung und 
diese Methode geschaffen hat. In seinem be-
kannten Brief an Weydemeyer vom 5. März 
1852 schreibt Marx: „. .. Was mich nun be-
trifft, so gebührt mir nicht das Verdienst, we-
der die Existenz der Klassen in der mo
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dernen 
Gesellschaft noch ihren Kampf unter sich ent-
deckt zu haben. Bürgerliche Geschichtsschrei-
ber hatten längst vor mir die historische Ent-
wicklung dieses Kampfes der Klassen und 
bürgerliche Ökonomen die ökonomische Ana-
tomie derselben dargestellt. Was ich neu tat, 
war 1. nachweisen, daß die Existenz der Klas-
sen bloß an bestimmte historische Entwick-
lungsphasen der Produktion gebunden ist; 2. 
daß der Klassenkampf notwendig zur Diktatur 
des Proletariats führt; 3. daß diese Diktatur 
selbst nur den Übergang zur Aufhebung aller 
Klassen und zu einer klassenlosen Gesell-
schaft bildet." )  Das heißt mit anderen Wor-
ten: Was man heute vielfach „Marxismus" 
nennt — Aufweis der Existenz von Klassen, 
Strukturanalyse von Gesellschaften, Anerken-
nung des Begriffs des Klassenkampfes —, all 
das ist in Wahrheit und nach der klaren Aus-
sage von Marx selbst ein Produkt der bürger-
lichen Geschichtswissenschaft, wenn auch vor-
nehmlich in ihrer französischen und englischen 
Gestalt.
Und man tut gut daran, sich klar zu machen, 
daß „Klassen" zu Marx’ Zeiten nicht wie 
heute eine kaum wahrnehmbare Entdeckung, 
sondern eine anschaubare Realität waren: 
Noch bis 1869 war es in Preußen den Adligen 
gesetzlich verboten, Frauen aus dem niederen 
Bürgertum zu heiraten, und jene französischen 
bürgerlichen Historiker, die Marx im Auge *

36) Ebenda, Bd. 13, S. 9.
37) Ebenda, Bd. 28, S. 507 f.

hat, Guizot, Mignet, die beiden Thierry, stan-
den durchaus auf den Schultern von Dubos 
und Boulainvilliers im 18. Jahrhundert, also 
eines Priesters und eines Adligen. Und selbst 
wenn man den engeren der beiden Klassenbe-
griffe von Marx und Engels zugrunde legt, 
nach welchem „Stände" keine Klassen waren: 
was war zur Zeit des Bürgerkönigs Louis 
Philippe eigentlich geläufiger als die Gegen-
überstellung von Bourgeoisie und Volk, ja 
von Bourgeoisie und Proletariern?

Was dagegen nach Marx das Spezifische sei-
ner Lehre ist, das muß die bürgerliche Wis-
senschaft allerdings notwendig gerade das 
Unbeweisbare, das Politische, das Utopische, 
das Unwissenschaftliche des Marxismus nen-
nen. Erst hier stoßen wir auf den inhaltlichen 
und unverrückbaren Gegensatz zwischen .bür-
gerlicher' und marxistischer’ Wissenschaft. 
Aber nicht einmal dieser Gegensatz ist abso-
lut, denn die bürgerliche Wissenschaft ist 
nicht identisch mit einer ihrer Erscheinungs-
formen, weder mit dem Historismus der 
Mehrzahl der Historiker des deutschen Kai-
serreiches, noch mit dem in der französischen 
Dritten Republik vorherrschenden Positivis-
mus, noch mit dem Pragmatismus eines Groß-
teils der englischen und amerikanischen Ge-
schichtsschreiber. Sie kann es sehr wohl für 
wahrscheinlich halten, daß an die Stelle der 
„Klassengesellschaft" auf ähnliche Weise 
eine Nach-Klassengesellschaft tritt wie einst 
die Klassengesellschaft an die Stelle der Stän-
degesellschaft getreten ist; -sie kann die Ten-
denz zur Verdrängung der in der Vergangen-
heit führenden Gruppen und die Heraufkunft 
eines Zeitalters des „gemeinen Mannes" oder 
auch des in genügender Allgemeinheit ver-
standenen „Proletariers" für fundamental er-
klären. Aber sie vermag nicht an die zu 
irgendeiner Zeit mögliche Existenz einer 
von inneren Differenzierungen und insofern 
von Klassen freien Weltgesellschaft ohne 
verschiedene Machtzentren und insofern ohne 
Staaten zu glauben, in der alle Individuen der 
Teilung der Arbeit nicht mehr unterworfen 
sind. Ihr Skeptizismus gegenüber diesem Be-
griff der klassenlosen Gesellschaft, der das 
Herz des Marxismus ist, bildet die eigentliche 
Schranke zwischen bürgerlicher und marxisti-
scher Geschichtswissenschaft. Die methodi-
schen Grundpostulate dagegen sind beiden 
gemeinsam, und bestimmte Fragestellungen, 
wie Strukturanalyse, Ideologiekritik, sozialge-
schichtliches oder sogar ökonomistisches 
Vorgehen, können beiden gemeinsam sein.



III. Macht-Marxismus,

Freilich vermag die bürgerliche Geschichts-
wissenschaft ihren Unglauben nicht zu bewei-
sen, denn die Zukunft gehört nicht zu ihren 
Gegenständen. Wohl aber kann sie in ihrem 
eigenen Bereich die Feststellung treffen, daß 
der herrschende Marxismus, fast von dem 
Tage an, an dem er die Macht ergriff, gerade 
von linken Marxisten auf das schärfste kriti-
siert worden ist, und zwar mit seinen eigenen 
Begriffen, denen der Ausbeutung, der Klasse, 
der Herrschaft einer Minorität über die Majo-
rität usw., von Rosa Luxemburg, Hermann 
Gorter und den Kronstädter Matrosen ange-
fangen über Arthur Rosenberg und Trotzki 
bis hin zu Ernst Bloch und einer jüngst er-
schienenen Publikation über den „Sozialismus 
als Staatsmacht” 38 ). Daß man bezüglich der 
Systeme der Sowjetunion und ihrer Bündnis-
partner sowie der VR China höchstens ab-
kürzend und am besten in Anführungszeichen 
von „Sozialismus” sprechen dürfe, hat die 
heimatlose Linke von einst und die Neue Lin-
ke von gestern und heute mit stärkerem 
Nachdruck hervorgehoben als irgendein Ver-
treter der bürgerlichen Geschichtswissen-
schaft.

38) Der Sozialismus als Staatsmacht. Ein Dilemma 
und fünf Berichte, in: Kursbuch 30, Berlin 1972. 39) Europa-Archiv, 1964, Zeittafel, unter 2. 9.

Es ist also notwendig, einen Macht-Marxis-
mus und einen freien Marxismus zu unter-
scheiden, die zwar beide marxistische Begrif-
fe verwenden, aber über einen verschieden 
großen Bereich hin. Und da sticht nun der 
Tatbestand ins Auge, daß der Macht-Marxis-
mus im engsten Sinne eine „Staatswissen-
schäft" ist, der selbst diejenige Distanz vom 
eigenen Staat und der eigenen Regierung 
fehlt, die sich sogar bei den entschiedensten 
Verfechtern des „bürgerlichen Klasseninteres-
ses" auf der Seite der bürgerlichen Wissen-
schaft findet, und daß der freie Marxismus 
umgekehrt weiter nichts als die radikal und 
total gewordene Erscheinungsform dieser Di-
stanz und insofern einen idealtypisch kon-
struierbaren Pol der bürgerlichen Wissen-
schaft darstellt. Während also der freie Mar-
xismus im Rahmen der bürgerlichen Gesell-
schaft und der bürgerlichen Wissenschaft, die 
sein Lebensboden sind, eine außerordentlich 
forttreibende Rolle spielen kann, ist die Ge-
schichtswissenschaft im Rahmen des Macht-
Marxismus ein Faktor ohne Autonomie und 
eigene motorische Kraft, der durch rigide und 
fast stets interiorisierte Frageverbote gekenn-

freier Marxismus und Wissenschaft

zeichnet ist — wo sich auf der Basis einer al-
ten Tradition und infolge besonderer Verhält-
nisse Ansätze zu einer solchen Autonomie 
und Spontaneität fanden, wurden sie ihrer Vi-
rulenz beraubt oder mit Gewalt zerschlagen, 
wie im Falle der tschechoslowakischen Histo-
riker, deren ich hier mit Bewegung geden-
ke.
Aber die bürgerliche Geschichtswissenschaft 
ist in der Lage und gezwungen, noch eine 
zweite Unterscheidung innerhalb des Marxis-
mus vorzunehmen. Es ist nicht bei dem einen 
Macht-Marxismus, der Sowjetunion oder dem 
„chinesisch-sowjetischen Block" geblieben, 
sondern bereits 1964 sprach die Prawda von 
dem „Kalten Krieg", den die chinesischen 
Führer gegen die Sowjetunion führten39), und 
seitdem ist der chinesisch-sowjetische Kon-
flikt längst zu einer Konstante der Weltpoli-
tik geworden, der zugleich die kommunisti-
schen Parteien der Welt mehr oder weniger 
in zwei Lager gespalten hat. Heute muß die 
Frage erlaubt, ja geboten sein, ob nicht der 
Marxismus am Ende, statt den Streit der Staa-
ten zu überwinden, ganz im Gegenteil dazu 
dienen könnte, diesen Streit zu verschärfen, 
vorausgesetzt, daß es sich um gleichrangige 
Staaten handelt; und man wird es mindestens 
für möglich halten müssen, daß eine Welt, die 
unter vier oder fünf marxistische Großstaaten 
geteilt wäre, von ihrer Einheit weiter entfernt 
wäre als ein bürgerliches System von 100 Na-
tionalstaaten, die im Verhältnis des Wechsel-
austausches und damit freilich auch dessen 
ständen, was Marxisten Neoimperialismus 
und Neokolonialismus nennen müssen.
über diese Unterscheidungen hinaus wird die 
bürgerliche Geschichtswissenschaft zu folgen-
den Feststellungen über den Marxismus und 
seine Art der Wissenschaft kommen müssen: 

. Der Gegensatz von Macht-Marxismus und 
freiem Marxismus ist leicht begreiflich, denn 
der Marxismus von Marx und Engels ist zu 
einem wesentlichen Teil eine Synthese des 
bürgerlichen Fortschrittsglaubens mit seinem 
Optimismus der Produktionssteigerung und 
des Primitivismus der frühen Sozialisten, der 
sich an den ältesten und in Resten auch im 
18. und 19. Jahrhundert noch überlebenden 
Lebensformen der Menschheit orientiert, der 
Sippenbrüderlichkeit Und der Dorfdemokratie. 
Bei Marx finden sich sowohl Aussagen, die 
seine Lehre als Gipfelpunkt der Aufklärung 



hinstellen, wie auch Thesen, die sie gerade 
als Potenzierung der romantischen Reaktion 
gegen die Aufklärung erscheinen lassen40 ). 
Diese beiden nur in gedanklicher Konstruk-
tion zu verschmelzenden Elemente zerfallen 
notwendig, sobald das Feld des Gedankens 
verlassen wird. Und schließlich zeigt sich, 
daß die Vorstellung der klassenlosen Gesell-
schaft als einer Art global gewordener Sip-
pendemokratie nichts anderes ist als die Ver-
dinglichung einer regulativen Idee, um kanti-
sche Begriffe anzuwenden.

41) W. I. Lenin, Werke, Bd. 33, Berlin 19663, S. 428.

Die bürgerliche Geschichtswissenschaft ist 
also keineswegs nur der passive Gegenstand 
der Kritik der marxistischen Geschichtswis-
senschaft, sondern sie übt ihrerseits Kritik, 
und zwar eine umfassende und grundlegende 
Kritik. Sie tut es, indem sie die simple Gegen-
überstellung gleichgewichtiger Größen gerade 
nicht akzeptiert. Bürgerliche und marxistische 
Geschichtswissenschaft sind nicht kontradik-
torische Gegensätze, sondern stehen in einer 
viel komplizierteren Beziehung, die sowohl 
für Übereinstimmung wie für Gegensatz wie 
für ein Fundierungsverhältnis Raum hat. Die-
se Beziehung entspricht in abgewandelter 
Form dem Verhältnis der bürgerlichen und 
der marxistischen Staaten. Es handelt sich da-
bei offenbar nicht um ein Verhältnis des hi-
storischen Nacheinanders, wie es eine naive 
Orthodoxie will, denn schon Lenin und nach 
ihm Stalin hatten ein klares Bewußtsein da-
von, daß der „Sozialismus" ihres Landes ein 
„anderer" und schwererer Weg war als derje-
nige der .fortgeschrittenen kapitalistischen 
Staaten' und nicht etwa eine ,höhere Stufe' im-
plizierte, hinter der die bürgerlichen Staaten 
„um eine ganze historische Epoche zurück" 
wären. Der „Kapitalismus" des Westens ist 
vielmehr eine auf ganz spezifischen histori-
schen Voraussetzungen beruhende Entwick-
lung, welche diese spezifischen Voraussetzun-
gen zwar verändert, aber nie beseitigt hat, ja 
in ihrer Existenz von ihnen abhängig blieb. 
Eine dieser Voraussetzungen war jener Stän-
destaat, von dem Otto Hintze als von der 
weltgeschichtlichen Vorbedingung der Reprä-
sentativverfassung gehandelt hat, eine andere 
war die Nicht-Identität von Staat und Kirche, 
eine dritte die relative Autonomie der Wis-
senschaft, eine vierte die Herausbildung eines 
relativ unpolitischen Unternehmertums, dem 
die Wirtschaft oder große Teile davon als 
scheinbare Privatangelegenheiten überlassen 
wurden.

Nur aus dem weithin zufälligen und unge-
planten Zusammenwirken jener Faktoren ent-
wickelte sich jene ungeheure, weltumfassen-
de und für jedes einfache Empfinden „unna-
türliche" Dynamik, welche die Grundvoraus-
setzung der modernen Weltgeschichte ist und 
vom Marxismus in holzschnittartiger Verein-
fachung als „Kapitalismus" bezeichnet wird. 
Aber daß das Unternehmertum bis heute ge-
rade nicht eine politische Klasse geworden 
ist, daß es zu keiner Zeit wirklich geherrscht 
hat, sondern Faktor unter Faktoren blieb, und 
zwar ein gegen sich selbst teilbarer Faktor — 
gerade das ist ein Grundkennzeichen für alle 
Stärken und alle Schwächen dieser eigenar-
tigsten und schwierigsten aller gesellschaftli-
chen Formationen der Weltgeschichte. Und 
ihr gegenüber sind die marxistischen Staaten 
bis heute Konzentrations- und Mobilisations-
erscheinungen gewesen, gelenkt von einer 
neuartigen Klasse, einem „Körnchen", um Le-
nin zu zitieren41 ), das alles umgestalten will 
und alles umgestalten wird, einer Klasse, wel-
che man als Ersatzbürgertum oder besser als 
politisches Bürgertum bezeichnen kann, des-
sen Macht ungeteilt, unverschleiert und nicht 
privat und dessen unselbständiger Ausfluß 
die Geschichtswissenschaft der Macht-Mar-
xismen ist.
Es könnte nun der Eindruck entstehen, als 
solle durch diese Ausführungen der Absolut-
heitsanspruch der marxistischen Geschichts-
wissenschaft durch den der bürgerlichen Ge-
schichtswissenschaft ersetzt werden, und die 
bedingungslose Apologie der eigenen Gesell-
schaft und des eigenen Staates ahme die spal-
tenlose Einheit der marxistischen Geschichts-
wissenschaft und des marxistischen Staates 
nach. Dieser Eindruck wäre ganz unrichtig. Es 
ist zwar wahr, daß die bürgerliche Ge-
schichtswissenschaft hinsichtlich der Ge-
schichte der eigenen Gesellschaft nicht von 
der unbegrenzten Empörung über die Ausbeu-
tergesellschaft erfüllt sein kann, die trotz 
aller Herausstellung „fortschrittlicher Tenden-
zen" eben doch das Grundpathos aller marxi-
stischen Geschichtsschreibung ist. Ihr Grund-
wille muß vielmehr das Verstehen sein, da 
dieses Pathos eng mit jenem verdinglichen-
den Glauben und dem daraus resultierenden 
Vorrang der politischen Praxisbezogenheit 
vor der Einzelerkenntnis verknüpft ist, dem 
ihre Skepsis gilt, und ihr Wille schließt die 
Einsicht ein, daß es eine isolierte und funk-
tionslose „Ausbeutung" nur in ganz bestimm-

40) MEW, a. a. O., Bd. 32, S. 51.



ten historischen Perioden gibt, daß in aller 
Regel also Ausbeutung und Organisierung 
bzw. Leitung zusammenfallen und daher die 
Leistungen der „herrschenden Klassen" über 
einen keimfrei herauspräparierten und übri-
gens ständig wechselnden Sektor der „fort-
schrittlichen Kräfte" hinaus gewürdigt wer-
den müssen.
Aber „die bürgerliche Wissenschaft" ist noch 
weniger eine platonische und unveränderli-
che Entität als die marxistische. Heute sind 
z. B., ganz anders als im 19. Jahrhundert, die 
Historiker der Bundesrepublik Deutschland 
und diejenigen der Vereinigten Staaten eng 
miteinander verbunden, und sie bilden in ge-
wisser Hinsicht eine einzige große Arbeitsge-
meinschaft. Es ist sicherlich nicht ganz ohne 
Grund, wenn Gerhard Lozek von den NATO-
Historikern sprach und Friedrich Meinecke 
als einen ihrer Stammväter bezeichnete, aber 
es dürfte eine Ursache legitimen Stolzes sein, 
daß auch in der schärfsten Phase des Kalten 
Krieges der komplementäre Ausdruck „War-
schauer Pakt-Historiker" meines Wissens in 
keinem Organ unserer Wissenschaft je aufge-
taucht ist. Und es versteht sich daher auch 
ganz von selbst, daß eine distanzlose Verherr-
lichung des Bismarck-Reiches außer jeder 
Möglichkeit liegt und daß jene kritischen Ge-
sichtspunkte stark in den Vordergrund getre-
ten sind, die in der amerikanischen Ge-
schichtsschreibung schon seit langem vor-

herrschend sind. Das gleiche gilt in noch viel 
stärkerem Maße für das Dritte Reich und für 
die Epoche des Faschismus.
Aber die spezifische Schwierigkeit und damit 
der Rang der Aufgabe besteht doch gerade in 
der Forderung, sich nicht mit der Heraus-
stellung der Diskontinuität oder mit der Empö-
rung über die Kontinuität zu begnügen, son-
dern sowohl die Diskontinuität wie die Konti-
nuität anzunehmen und denkend,zu erfassen. 
Kein Staatsmann, ob Amerikaner oder Russe, 
und kein ausländischer Geschichtsschreiber 
kann uns deutschen bürgerlichen Historikern 
diese Aufgabe abnehmen, die niemals perfekt 
lösbar ist und Irrtümer, sogar gravierende Irr-
tümer, unvermeidbar macht, die aber gerade 
durch ihre Schwierigkeit das Denken anzieht 
und seiner würdig ist.
Der freie Marxismus hat es mit Hilfe seines 
archimedischen Punktes viel einfacher, und 
wir tun gut daran, ihn als Orientierungspunkt 
stets im Auge zu behalten. Der Macht-Marxis-
mus steht vor einer immerhin vergleichbaren 
Aufgabe, derjenigen nämlich, den Stalinismus 
ernsthaft zu seinem Gegenstand zu machen, 
wie übrigens auch die westliche Sozialdemo-
kratie, und sich nicht mehr mit den ganz un-
marxistischen Phrasen vom unglückseligen 
Personenkult und vom verwerflichen Verrat 
korrumpierter Arbeiterführer zu begnügen. Es 
ist empfehlenswert, diese Parallele nicht aus 
dem Blickfeld zu verlieren.

IV. Schlußfolgerungen, zumal für die Freie Universität Berlin 
nach dem „Ende des Kalten Krieges"

Ich fasse zusammen und ziehe einige abschlie-
ßende Schlußfolgerungen:
Bürgerliche und marxistische Geschichtswis-
senschaft sind nicht Gegensätze wie Schwarz 
und Weiß und auch nicht Gegensätze wie 
Schwarz und Nicht-Schwarz. Es gibt einen 
wichtigen Bereich formaler Übereinstim-
mung, der es rechtfertigt, von beiden als 
„Wissenschaft" zu sprechen. Es gibt einen un-
aufhebbaren und zentralen Gegensatz, der 
aber nicht auf der gleichen Ebene liegt, und 
es gibt ein Fundierungsverhältnis, das die 
bürgerliche Wissenschaft als die originalere, 
umfassendere und schwierigere erscheinen 
läßt. Beide stehen in einem eigenartigen und 
durchaus unterschiedlichen Verhältnis zu be-
stimmten Gesellschaftsformen, wobei ein Vor-
rang des „bürgerlichen" Systems der ur-
sprünglich europäischen liberalen Gesell-

schaft schon darin deutlich wird, daß eine der 
Richtungen, in die der Marxismus zerfällt, zu 
ihm gehört und nur in seinem Rahmen exi-
stieren kann, während bisher nichts Ver-
gleichbares auf der anderen Seite vorhanden 
is
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t. Aber dieses europäische System ist, um 
noch einmal Marx zu zitieren, „kein fester 
Kristall" ), und seine spezifische Beweglich-
keit gründet nicht zuletzt darin, daß es eine 
relativ autonome Wissenschaft zu seinen Ele-
menten zählt, die sich selbst und die Gesell-
schaft, in der sie lebt, stets von neuem, wenn 
auch nicht auf absolute Weise, in Frage stellt 
und doch auch gerade dadurch versteht und 
insoweit rechtfertigt.
Die Wissenschaft des Macht-Marxismus dage-
gen war bisher stets die Wissenschaft eines *

42) MEW, a. a. O„ Bd. 23, S. 16.



bedrängten, in einem mühevollen Prozeß des 
„Einholens" und „Sich-Behauptens" begriffe-
nen Staates, dem in seiner kriegsartigen Mo-
bilisiertheit jenes Entspanntsein fehlte, in 
dem allein so etwas wie eine relativ autono-
me Wissenschaft existieren kann. Aber wie 
der freie Marxismus, mit dem er insofern 
übereinstimmt, hat er doch mindestens in der 
Idee immer an jenem Universalismus der Per-
spektive festgehalten, der den Marxismus als 
solchen jeder bürgerlichen Wissenschaft 
überlegen machte, die sich in ihrem National-
staat oder in ihrer Fachmethodik einschloß. 
Diese Thesen werden zu einer bestimmten 
Zeit und an einem bestimmten Orte aufge-
stellt. Ich würde keine Vorlesung über den 
Kalten Krieg ankündigen, wenn ich nicht 
überzeugt wäre, daß diejenigen mindestens in 
einem bestimmten Sinne recht haben, die das 
Ende des Kalten Krieges für gekommen hal-
ten. Der Kalte Krieg war dadurch gekenn-
zeichnet, daß durch ein ganzes Geflecht von 
Ereignissen, Meinungen und Handlungen in 
der westlichen Welt ein immerhin einigerma-
ßen vergleichbarer Zustand der Gespanntheit 
und weitgehenden ideologischen Übereinstim-
mung entstand, wie er im Bereich des Macht-
Marxismus von Anfang an selbstverständlich 
war. Dabei hat der freie Marxismus zeitweise 
in vorderster Front gefochten. Aber diese Art 
Spannung, dieser neue dreißigjährige Krieg, 
war dem System nicht natürlich, und so ging 
sie Schritt für Schritt zurück. Keine Institu-
tion mußte diese Veränderung stärker spüren 
als diese Universität, die ihre Gründung der 
schärfsten aller Spannungsphasen verdankt. 
Keine befindet sich während einer Periode, 
die kein Krieg mehr sein kann und noch kein 
Frieden sein darf, in einer schwierigeren Si-
tuation als sie. Mir scheint, daß folgende 
Schlußfolgerungen unausweichlich sind:
Der freie Marxismus hat einen legitimen Platz 
an dieser Universität und an anderen Univer-
sitäten der westlichen Welt, sofern er sich 
darüber Rechenschaft gibt, daß die sehr un-
vollkomme
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ne, aber gerade in ihrer Unvoll-
kommenheit reale Freiheit der bürgerlichen 
Gesellschaft für ihn in einem noch weit präzi-
seren und unaufhebbareren Sinne mit Engels' 
Worten „Luft, Licht und Ellbogenraum" ) ist 
als für die Arbeiterbewegung und sofern er 
seinen Platz verläßlich neu bestimmt, hat: jen-
seits (oder diesseits) beider Hauptgesell-
schaftsformen und doch - innerhalb der einen 
von beiden, forttreibendes Element und den-

noch kritisch nicht nur gegenüber „den ande-
ren".
Dem Macht-Marxismus und seinen Anhän-
gern sollte eine Gastrolle und Rederecht ge-
währt werden, obgleich volle Reziprozität — 
unter abstrakten Gesichtspunkten allein ge-
recht — nicht verlangt werden kann. Aber 
eine gewisse Wechselseitigkeit ist, wir mir 
scheint, unverzichtbar, und wir sollten nur 
mit solchen Historikern der DDR oder der 
Sowjetunion diskutieren, die von jenem Ni-
veau geprägt sind, für das zu Beginn Beispie-
le gegeben wurden, und nicht von jener Ni-
veaulosigkeit, die uns auch an Beispielen ent-
gegengetreten ist.

Diese Auffassungen mögen Verwunderung er-
regen, und sie werden Widerspruch hervörru-
fen, nicht nur bei Marxisten. Ich verstehe und 
würdige die große Sorge, die sich angesichts 
der neuen Ungleichheit der Situation und ih-
rer ersten Auswirkungen so vieler Menschen 
und so vieler Wissenschaftler bemächtigt hat. 
Es birgt ohne jeden Zweifel größte Risiken in 
sich, wenn bürgerliche und marxistische Wis-
senschaftler, wenn Menschen, die primär an 
der Richtigkeit der Erkenntnis, und Men-
schen, die primär an der Wirkung politischer 
Praxis interessiert sind, in diesem Teile der 
Stadt in ein wie immer geartetes Verhältnis 
gebracht werden, von dem im anderen Teile 
der Stadt überhaupt keine Rede sein kann. 
Aber ich glaube, wir dürfen auf die Kraft des 
Denkens vertrauen, des Denkens, das ja sehr 
rasch zeigt, daß die Entgegenstellung, von der 
wir ausgegangen sind, unzutreffend ist. Und 
was ist Denken anderes als die Weise, in der 
sich der Mensch als endliches und histori-
sches Wesen immer von neuem in ein Ver-
hältnis zum Ganzen setzt? Eine Lehre, die die-
ses Verhältnis für alle Zeiten und für ein 
nachgeschichtlich-vollkommenes Wesen fest-
zulegen versucht, kann nicht wahr sein. Der 
Marxismus will das nicht, aber mit einem Teil 
der Tradition, die er zu seiner Einheit ver-
knüpft hat, müßte er es wollen. Auch dem 
Marxismus steht das Denken noch bevor, 
ganz wie die Geschichte den Charakter seiner 
Staaten nicht unangetastet lassen wird.

Den Spielraum zu bilden, in dem neue Ent-
wicklungen ihren Anfang nehmen können, in 
dem eines Tages vielleicht auch Politiker und 
Historiker der DDR den Fortschritt machen, 
den Friedrich Engels schon vor 80 Jahren 
machte44), indem auch sie zuzugestehen wa-

43) Ebenda, Bd. 35, S. 270. 44) Ebenda, Bd. 7, S. 514, 516.



gen, die Geschichte habe ihnen in wesentli-
chen Punkten unrecht gegeben — das könnte 
für den freien Teil Berlins und seine Freie 
Universität eine Aufgabe sein, welche derje-
nigen an Wichtigkeit nicht nachstände, die 
sie im Kalten Krieg erfüllten, vorausgesetzt, 
daß nicht bloße Schlaffheit oder naive Ver-
trauensseligkeit den tragenden Grund aus-
machten. Ich würde indessen mißverstanden, 
wenn die Meinung aufkäme, ich wolle mich 
nach politischen Auswegen und raffinierteren 

Instrumenten, den Gegner zu schwächen, auf 
die Suche machen. Was ich meine, läßt sich 
abschließend und abkürzend vielleicht am 
ehesten folgendermaßen formulieren: Die 
Geschichte dieses Jahrhunderts hat uns alle, 
bürgerliche Wissenschaftler und Marxisten in 
allen jeweiligen Spielarten, so sehr durchrüt-
telt und in unseren liebsten Annahmen er-
schüttert, daß wir allesamt aufhören sollten, 
Rechthaber zu sein, und anfangen müssen, 
Mit-Denker zu werden.



Werner Kaltefleiter: Oppositionsstrategie im parlamentarischen System

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 31/73, S. 3—8

Die parlamentarische Demokratie lebt vom Wechselspiel zwischen Regierung und Oppo-
sition. Das kann nur funktionieren, wenn eine Reihe institutioneller wie sozialstruktu-
reller Bedingungen erfüllt sind. Systemimmanent aber bleibt ein gewisser Wettbewerbs-
vorsprung der Regierung. Zur Aufrechterhaltung des Wechselspiels bedarf es einer 
Opposition, die nicht Konfrontation oder Anpassung verfolgt, sondern in für den Bürger 
relevanten und möglichst überschaubaren Bereichen verständlich und überzeugend perso-
nelle und inhaltliche Alternativen vertritt.

Ernst Nolte: über das Verhältnis von „bürgerlicher" und „marxistischer" Ge-
schichtswissenschaft

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 31/73, S. 10—21

Die Abhandlung bringt zunächst das Selbstverständnis „bürgerlicher" und „marxistischer" 
Geschichtswissenschaft an Hand von repräsentativen Beispielen zu Wort und zeigt dann, 
daß nach Auffassung von Marx und Engels ein breiter Bereich von Regeln und Ver-
haltensweisen existiert, der allen Arten von Wissenschaft gemeinsam sein muß. Als 
unüberschreitbare inhaltliche Differenz erweist sich bei näherem Zusehen weder die Lehre 
vom Klassenkampf noch die materialistische Betrachtungsweise, die beide längst vor 
Marx von „bürgerlichen Wissenschaftlern" entwickelt wurden, sondern allein die Zielvor-
stellung der klassen- und staatlosen, nicht mehr arbeitsteiligen Weltgesellschaft, welcher 
die unaufhebbare Skepsis der „bürgerlichen Wissenschaft", und das heißt der Wissen-
schaft schlechthin, gilt.
Die Unterscheidung von Macht-Marxismus und „freiem Marxismus" und die Kennzeich-
nung ihres unterschiedlichen Verhältnisses zur Wissenschaft führt den Gedankengang 
einen Schritt weiter. Sie leitet zu konkreten Folgerungen über, die sich aus der Tatsache 
ergeben, daß eine Vorlesung über das Verhältnis von „bürgerlicher" und „marxistischer" 
Geschichtswissenschaft, die zugleich den Anfang eines Kollegs über den „Kalten Krieg" 
darstellt, die Frage nach dem Selbstverständnis der Freien Universität Berlin nicht um-
gehen kann.
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